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Gemeindeversammlung vom 2. Dezember 2025 

 

 

03 

Polizeiverordnung; Revision 2025; Genehmigung 
 

 
 

Antrag an die Gemeindeversammlung 
 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung gestützt auf Art. 16 Ziff. 4 der Ge-
meindeordnung vom 7. März 2021: 
 
1. Der Revision der Polizeiverordnung (PolV) per 1. Januar 2026 wird zugestimmt. 

 

2. Mit dem Vollzug wird der Gemeinderat beauftragt. 

 
 
Kilchberg, 26. August2025 
 
Gemeinderat Kilchberg 
Phyllis Scholl, Gemeindepräsidentin 
Patrick Wanger, Gemeindeschreiber 
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Vorlage in Kürze 
 

Das Polizeirecht der Gemeinde Kilchberg ist in der Polizeiverordnung (PolV) vom 24. März 2009 mit 
insgesamt 37 Artikeln geregelt. Seither haben sich verschiedene Bestimmungen auf Stufe Bund wie 
auch Kanton geändert bzw. wurden neu in oder teilweise ausser Kraft gesetzt. 
 
Eine Revision der bisherigen PolV drängt sich deshalb auf. Die vorliegende revidierte Fassung stellt 
sicher, dass die kommunalen Regelungen in Einklang mit der übergeordneten Gesetzgebung sind. 
Es gilt der Grundsatz, nur kommunal zu regeln, was nicht bereits in übergeordneten Bestimmungen 
zu finden ist und zudem aufgrund eines öffentlichen Interesses einer Regelung bedarf. 
 
Mit den genannten Grundsätzen konnte die Verordnung stark verschlankt werden. Sie umfasst neu 
25 Artikel. Die Reduktion des Umfangs der revidierten Polizeiverordnung (rPolV) hat keine negativen 
Auswirkungen auf die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung der Gemeinde. 
 
Der Aufbau der bisherigen Polizeiverordnung (aPolV) wurde grundsätzlich übernommen. Einzelne 
Normen wurden aufgrund eines Sachzusammenhangs zu anderen Bestimmungen einem neuen Ab-
schnitt zugeordnet. Inhaltlich wurden im Sinne einer Übersicht folgende Anpassungen gemacht: 
 

Abschnitt Anpassung 

I. Allgemeine Bestimmungen Kürzung der Inhalte durch Verweise auf überge-
ordnete Bestimmungen, namentlich das Polizei-
gesetz des Kantons Zürich (PolG) und das Poli-
zeiorganisationsgesetz des Kantons Zürich 
(POG). 
 
Regelung der Bewilligungszuständigkeit für alle 
in der rPolV abgebildeten Sachverhalte (Art. 4). 

II. Schutz von Personen und Tieren, der öf-

fentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung 

Aufhebung einzelner Bestimmungen, da diese 
andernorts geregelt sind (bspw. Waffengesetz). 
 
Präzisierung zum Thema Schiessen mit Sportge-
räten und waffenähnlichen Geräten, da diese teil-
weise nicht im Waffengesetz geregelt sind. 
 
Präzisierung der Regelung für den Zugang zu 
Rettungsgeräten. 

III. Schutz des öffentlichen und privaten 

Grundes 

Aufhebung einzelner Bestimmungen, da diese 
andernorts geregelt sind (bspw. Strafgesetzbuch 
und Polizeigesetz). 
 
Konkrete Formulierung im Zusammenhang mit 
gesteigertem Gemeingebrauch (Art. 12 rPolV). 

IV. Immissionsschutz Aufhebung einzelner Bestimmungen, da diese 
nicht mehr praxisrelevant sind (bspw. Schiessan-
lage). 
 
Präzisierung der Regelung für Ruhezeiten (Art. 
18 rPolV). 

V. Wirtschafts- und Gewerbepolizei Aufhebung einzelner Bestimmungen, da diese 
andernorts geregelt sind (bspw. Gastgewerbege-
setz und Taxigesetz). 

VI. Straf- und Schlussbestimmungen Zusammenführung von alt Absatz VI. und alt Ab-
satz VII. zu Straf- und Schlussbestimmungen. 
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Beleuchtender Bericht 
 

 

Ausgangslage 
 

Nach § 17 Polizeiorganisationsgesetz (POG) ist die Gemeindepolizei zuständig für die Aufrechter-

haltung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung. Nach § 3 Abs. 2 POG regelt die Gemeinde 

ihr Polizeirecht in einem Gemeindeerlass.  

 

Die Gemeinde Kilchberg hat ihr Polizeirecht in der Polizeiverordnung (PolV) vom 24. März 2009 

geregelt.  

 

Eine Revision der PolV drängt sich auf, denn seit der letzten Revision im Jahr 2009 sind verschie-

dene Regelungen auf Stufe Bund und Kanton revidiert oder neu in Kraft gesetzt worden. 

 

Nach Art. 14 Ziff. 3 Gemeindeordnung (GO) der Politischen Gemeinde Kilchberg ist die Gemeinde-

versammlung zuständig für den Erlass und die Änderung von wichtigen Rechtssätzen, worunter 

auch das Polizeirecht fällt. 

 

Mit vorliegender Revision werden zum einen Bestimmungen aktualisiert und andere teilweise ge-

strichen. Die kommunalen Regelungen werden zum andern mit der übergeordneten Gesetzgebung 

von Bund und Kanton in Einklang gebracht. Dabei gilt der Grundsatz, dass in der PolV nur noch 

geregelt werden soll, was nicht bereits in anderen Bestimmungen zu finden ist und aufgrund eines 

öffentlichen Interesses einer Regelung bedarf. 

 

Erwägungen 

 

Dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung zur Freiheit der Einzelnen in einem Spannungsver-

hältnis stehen kann, liegt in der Natur der Sache. Die für die Polizeiarbeit wichtigen rechtsstaatli-

chen Grundsätze sind bereits im übergeordneten Recht ausführlich aufgeführt, weshalb sich eine 

Wiederholung in der PolV erübrigt. Deren Bestimmungen sollen demnach Lücken schliessen für 

Sachverhalte, die im übergeordneten Recht nicht erfasst sind und deren Regelung im öffentlichen 

Interesse steht.  

 

Die PolV gliedert sich demnach unverändert in folgende sechs Abschnitte:  

 

I. Allgemeine Bestimmungen (Art. 1 – 5) 

II. Schutz von Personen und Tieren, der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung (Art. 6 – 11) 

III. Schutz des öffentlichen und privaten Grundes (Art. 12 – 16) 

IV. Immissionsschutz (Art. 17 – 21) 

V. Wirtschafts- und Gewerbepolizei (Art. 22) 

VI. Straf- und Schlussbestimmungen (Art. 23 – 25) 

 

Auf wesentliche Änderungen soll ausführlicher eingegangen werden.  

 

1. Die Kompetenz zur Bewilligungserteilung liegt je nach Art und Wirkung eines Anlasses beim 

Gemeinderat, der Ressortvorsteherin bzw. dem Ressortvorsteher Sicherheit/Sport oder der 

Abteilung Sicherheit/Sport. In Art. 4 Abs. 2 – 4 werden diese Kompetenzen geregelt. Mit dieser 

Ergänzung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass in der heutigen Praxis die Bewilli-

gungserteilung, beispielsweise im Zusammenhang mit dem Antrag auf gesteigerten Gemein-

gebrauch, mehrheitlich durch die Leitung Abteilung Sicherheit/Sport erfolgt. Die Ergänzung 
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dient demnach der Vereinfachung im Verfahren der Bewilligungserteilung, bei welchen eine 

geringe Auswirkung auf Umwelt und/oder Dritte einhergeht. Bewilligungen zu bedeutenden 

Geschäften verbleiben wie bis anhin bei der Ressortvorsteherin bzw. dem Ressortvorsteher 

oder dem Gemeinderat. Diese Ergänzung hat keine Einschränkungen für die Gesuchstellen-

den zur Folge.  

 

2. In Art. 14 der rPolV wird das Verbot des Campierens und das Aufstellen von Zelten und der-

gleichen um den Begriff des Nächtigens in öffentlichen Parkanlagen, Waldungen und öffentli-

chen Gebäuden erweitert. Diese Bestimmung erfasst Sachverhalte, bei welchen beispiels-

weise Personen ohne festen Wohnsitz in öffentlichen WC-Anlagen oder Gebäuden nächtigen 

(wie in der Praxis vereinzelt vorgekommen) und die bis anhin aufgrund der bestehenden Re-

gelung nur mit Schwierigkeiten zum Verlassen der Örtlichkeit aufgefordert werden konnten. 

Die Präzisierung dient demnach der Klarstellung der Rechtslage und hat keinen Paradigmen-

wechsel zur Folge.  

 

3. In Art. 16 Abs. 4 wird neu auf die Meldepflicht im Zusammenhang mit dem Anbringen politi-

scher Plakate an Gemeindestrassen hingewiesen. Diese Pflicht ermöglicht es der Verwaltung, 

die Meldepflichtigen auf die rechtlichen Voraussetzungen (bspw. Strassenverkehrsgesetz – 

Sichtweiten) aufmerksam zu machen und über die Fristen zu informieren. Die Meldepflicht 

lehnt sich an Vorgaben anderer Gemeinden an. 

 

4. In Art. 21 Abs. 1 wird das Entfachen von Feuer und das Grillieren auf öffentlichem Grund auf 

öffentliche Feuerstellen reduziert. In Art. 21 Abs. 2 wird neu das Grillieren mit Einweggrills, 

welche den Untergrund nicht beschädigen, in den Parkanlagen erlaubt. In der bisherigen Fas-

sung der PolV ist dies nicht vorgesehen und daher verboten. Dies widerspricht einem Trend, 

dass zum Grillieren mittlerweile nur noch Einweggrills benützt werden, die den Untergrund 

nicht beschädigen. Deren Verwendung ist gesellschaftlich akzeptiert und führt in der Praxis zu 

keinen Reklamationen.  

 

Die PolV ist den politischen Parteien in der Gemeinde Kilchberg zur Vernehmlassung zugestellt 

worden. Es erfolgte eine Rückmeldung; die Anliegen sind teilweise berücksichtigt worden. Zudem 

ist die PolV vorgängig dem Statthalter zur Durchsicht unterbreitet worden. Seine Empfehlungen 

sind grösstenteils in die aktuelle Version eingeflossen. 

 

Die Details zu allen Änderungen der PolV können dem Dokument "Synoptische Darstellung; Revi-

sion PolV mit Rückmeldungen aus Vernehmlassung" entnommen werden. Es handelt sich um eine 

synoptische Darstellung bisherige/revidierte PolV mit Grundlagen und Hinweisen (vgl. Beilage zu 

diesem Bericht).  

 

 

Schlussbemerkung und Empfehlung des Gemeinderates 
 

Die PolV vom 24. März 2009 enthält diverse Bestimmungen, welche auf Stufe Bund oder Kanton 
neu geregelt wurden. Mit der vorliegenden Revision der PolV wird sichergestellt, dass die kommu-
nalen Regelungen mit der übergeordneten Gesetzgebung korrespondieren und keine redundanten 
Bestimmungen vorliegen. Dadurch konnte eine merkliche Verschlankung der Verordnung erreicht 
werden, ohne negative Auswirkungen auf die Ruhe, Sicherheit und Ordnung in der Gemeinde zu 
haben. 


